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Gastbeitrag. Nach der Krise muss Österreich
Schulden abbauen und Reformen einleiten.
Denn die nächste Krise kommt bestimmt.

Schulden sind
nicht gratis
VON HEIKE LEHNER

D ie Schuldenstände stei-
gen und steigen und nie-
manden scheint es zu ju-

cken. Dabei sind die Zahlen
schon recht eindeutig. 97 Prozent
der Wirtschaftsleistung. In derar-
tige Höhen stiegen die Schulden-
stände in der Eurozone zuletzt
an. Österreich liegt hier bei 79
Prozent. In einer fernen Vergan-
genheit war 60 Prozent des Brut-
toinlandsprodukts einmal die
Obergrenze – diesenWert hat Ös-
terreich übrigens kein einziges
Mal seither erreicht. Heute ist das
nicht mehr als ein Eintrag in den
Geschichtsbüchern. Aber Mo-
ment! Sollen wir ausgerechnet in
der Krise die Schulden drosseln?
Natürlich nicht. Das Problem ho-
her Schulden liegt nicht an stei-
genden Ausgaben in Krisenzei-
ten. Die Unterstützung durch
staatliche Maßnahmen ist wich-
tig, um die Krise abzufedern.

Die Probleme entstanden
schon davor. Weil die Schulden-
stände zwischen den Krisen nicht
ausreichend reduziert wurden.
Zu hohe Staatsschulden sind
nicht nur ein Problem für den
Staatshaushalt, sondern auch für
die Geldpolitik. Normalerweise
sollte eine Zentralbank für Preis-
stabilität verantwortlich sein. Im
Fall der EZB wäre dieses Ziel bei
einer Inflationsrate von knapp
zwei Prozent erreicht. Die Staa-
ten sind für ihre Schuldenstände
verantwortlich. Dafür, dass sie
zahlungsfähig bleiben. Das ist die
Theorie. In der Praxis sieht es lei-
der anders aus.

Die Schuldenstände sind
während der Coronakrise explo-
diert. Und sie werden durch die
aktuelle EZB-Politik noch weiter
befeuert. Die Staatsanleihekäufe
der EZB laufen mittlerweile seit
Jahren und wurden in der Krise
noch weiter erhöht. Diese Ankäu-
fe führt sie zwar als eine von Staa-
ten unabhängige Zentralbank
durch. Mit dem Ziel der Preissta-
bilität. Aber trotzdem wird Neu-
verschuldung für die Staaten da-
durch immer attraktiver. Re-
formwillen und Schuldenreduk-
tion sind in vielen Eurostaaten
nur noch Fremdwörter.

Die EZB wird ihre Politik än-
dern müssen, spätestens wenn
die Inflation bei zwei Prozent
liegt. Im Wirtschaftsaufschwung
wird sie wieder an dieser Marke
kratzen. Wenn die Bevölkerung
wieder konsumiert und Unter-
nehmen investieren. Sollte die
EZB die Anleihen verkaufen,
werden sich die Euroländer nicht
mehr so günstig verschulden
können. Dass dann bestimmte
Staaten wie etwa Italien Proble-
me mit seiner Zahlungsfähigkeit
bekommen könnten, ist keine
Überraschung.

Sollte die EZB im Auf-
schwung die Anleihen tatsäch-
lich wieder verkaufen, zeigt sie,
dass sie als unabhängige Noten-
bank die Oberhand behält. Tut
sie es nicht, ordnet sie sich den
Staaten unter. Kauft sie weiter
Anleihen, würde die Inflation
vermutlich weiter steigen. Die
EZB hätte in ihrer Rolle versagt,
wäre zum Finanzierungsinstru-
ment der Staaten verkommen.

Nicht klar, wer das Sagen hat
Dieses Phänomen ist weitrei-
chend bekannt: In den 1970er-
und 1980er-Jahren hatte die Fis-
kalpolitik die Geldpolitik nicht
nur in den USA fest im Griff.
Auch in Japan ist nicht ganz klar,
wer hier nun das Sagen hat: Die
Bank of Japan oder die japani-
sche Regierung. Um nicht in die-
ses Dilemma zu kommen, benö-
tigt es nach der Krise eine klare
Verpflichtung zu Reformen und
einer Reduktion der Schulden-
stände. Denn es zeigt sich: Staa-
ten mit Schuldenbremsen erhol-
ten sich in der Vergangenheit im
Wirtschaftsaufschwung nach Kri-
sen besser. Diese Fiskalregeln
wurden während der Krisen aus-
gesetzt. Aber die Staaten hatten
dadurchmehr Spielraum.

Wir müssen nach der Krise
die Budgetkonsolidierung ange-
hen. Die notwendigen Reformen
wie etwa die des Pensionssys-
tems sollten ganz oben auf der
Prioritätenliste stehen. Denn die
nächste Krise kommt bestimmt.
Heike Lehner (*1994) ist Ökonomin beim
liberalen Thinktank Agenda Austria.
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PIZZICATO

Tanz auf dem Vulkan
D ie Namen der isländischen Hauptstadt, von Pop-Elfen und

Fußball-Wikingern auf dem Eiland am nordwestlichen Rand
des Kontinents gehen für Europäer – und generell für Nichtskandi-
navier – noch einigermaßen flüssig über die Zunge. Ein Suffix, -dót-
tir oder -son, zeigt in einer binären Welt an, ob es sich umWeiblein
oder Männlein handelt. Einfach und übersichtlich. Bei Transgen-
der-Personen wird die Sache allerdings schon haariger.

Islands Vulkane bringen die Ordnung vollends aus den Fugen.
Als 2010 der Eyjafjallajökull ausbrach, Aschewolken ausstieß und
den Flugverkehr über Europa tagelang lahmlegte, sodass Angela
Merkel nach einer Odyssee aus Kalifornien und mehreren Zwi-
schenstopps via Landweg über die Alpen nach Berlin zurückkehrte,
verhaspelten sich Nachrichtensprecher undModeratorinnen.

Der Fagradalsfjall ist längst kein so schwerer Zungenbrecher, für
eine Feuertaufe aber umso gefährlicher. Das Lava-Spektakel lockt
Tausende Schaulustige aus dem nahen Reykjavik an und verführt
sie zu Verrenkungen für Instagram-Postings. Ein Fanal des Klima-
wandels oder nur Temperamentssache? Vom Golfstrom verwöhnt,
tanzen feurige Björnsdóttirs und Samuelsons auf dem Vulkan. Ver-
wegene Nordländer und Mitteleuropäer zieht es bei Aprilwetter da-
gegen aufs Eis, wenn der Esel mit ihnen durchgeht. (vier)

Reaktionen an: thomas.vieregge@diepresse.com
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Präsident Erdoğan
hat ganz Europa beleidigt
„Eine Demütigung in Ankara“ von
Susanne Güsten, 8.4.
Dass die Türkei ein Land ist, in
demman jetzt Gewalt gegen
Frauen wieder eher toleriert,
haben wir gerade gehört. Aber
dass ein Staatspräsident sich er-
frecht, der Kommissionspräsiden-
tin der EU einen adäquaten Sitz-
platz bei Verhandlungen zu ver-
weigern, ist ein Skandal! Charles
Michel ist kaum besser erzogen,er
setzte sich sogar hin, während
Ursula von der Leyen noch stand.

Wie kannman so eine Beleidi-
gung tolerieren?Wäre ich eine(r)
von den beiden gewesen, hätte ich
sofort einen weiteren Sessel ver-
langt, widrigenfalls wäre ich nach

entsprechender Belehrung des
türkischen Präsidenten blitzartig
abgereist. Mit so jemandem ver-
handelt man nicht. Die Begeben-
heit zeigt für mich auch, dass das
ganze ständige Gerede von Femi-
nismus und Gleichberechtigung
nichts bringt, wenn nicht dafür
eingestanden wird.

Erdoğan hat ganz Europa be-
leidigt – und das demokratische
Europa ist so dekadent, dass es
dem nichts entgegenzusetzen hat.
Dr. Christian Pfersmann, 1190 Wien

So holt man sich die
Mutationen ins Land
Reisen in Zeiten von Covid
Mit Dutzenden fremden Personen
über viele Stunden dicht an dicht
sitzen, dabei Speisen und Ge-
tränke konsumieren, all das im un-
belüfteten Innenraum und ohne
die Verpflichtung, einen negativen
Coronatest vorzulegen: Das gibt es
nicht, in Österreich, im Pande-
miefrühjahr 2021?Weit gefehlt!
Ausgerechnet internationale Flug-
reisen finden in dieser Form statt.

Während Deutschland eine
Regelung geschafft hat, wonach
vor demCheck-in ein negativer
Coronatest vorzulegen ist, darf in
Österreich eingereist werden, wie
man lustig ist. Erst binnen 24 Stun-
den nach Einreise muss ein nega-
tiver Test nachgereicht werden –
Antigentest ist ausreichend. So ist
nicht davon auszugehen, dass der
fröhliche Urlauber vor seiner
Rückreise ins Gratis-Testland
Österreich nach einer Möglichkeit
sucht, im Urlaubsort einen kosten-
pflichtigen Coronatest zumachen
(und damit auch noch Gefahr zu
laufen, amUrlaubsort in Quaran-
täne zumüssen).

Im Fall einer Covid-Erkran-
kung hat man dann natürlich be-
reits während des Flugs etliche
Mitreisende infiziert (nicht nur,
aber insbesondere solche, die sel-
ber keine FFP2-Maske tragen kön-
nen, wie z. B. Kleinkinder) und
den Rest zur Hochrisiko-Kontakt-
personmit entsprechender Qua-
rantänepflicht gemacht.

So holt man sich die in aller
Herren Länder grassierenden

Europas Finanzpolitik
in der Krise
Gastkommentar. Über Wirkungen und unerwünschte Nebenwirkungen
des Corona-Wiederaufbaufonds, die auf den Prüfstand gehören.

VON WILFRIED STADLER

E uropas Geld- und Finanz-
politik befindet sich seit der
Finanzkrise 2008 im perma-

nenten Krisenmodus. Der Einsatz
„unkonventioneller“ Instrumente
ist zur Routine geworden und
wurde in der Coronakrise massiv
verstärkt. Gemessen am Haupt-
ziel, die Volkswirtschaften der Eu-
rozone vor den Folgen unerwarte-
ter systemischer Schocks zu be-
wahren, erweist sich diese im
übertragenen Sinn „intensivmedi-
zinische“ Behandlung – trotz un-
erwünschter Nebenwirkungen –
als durchaus erfolgreich. Sie lässt
sich allerdings spätestens seit der
Einigung auf den Corona-Wieder-
aufbaufonds nicht dauerhaft fort-
setzen, ohne den bisherigen Kon-
sens über die Spielregeln der Ge-
meinschaftswährung zu gefähr-
den.

Hatte Europa auf die nach der
Finanzkrise 2008 und der von ihr
ausgelösten Staatsschuldenkrise

drohende Gefahr eines Zerfalls des
Euro noch mit großer Verspätung
reagiert, leistete man sich nach
Ausbruch der Coronakrise keine
Verzögerungen mehr. Als sich
nach Beginn der Pandemie ein ers-
ter Anstieg der Anleiheren-
diten von höher verschuldeten
Eurostaaten abzeichnete, setzte
die EZB unverzüglich ein umfas-
sendes Anleihe-Ankaufsprogramm
(Pepp) in Gang, das nicht nur die
Situation auf den Finanzmärkten
stabilisierte, sondern auch best-
mögliche Voraussetzungen für die
Finanzierung der einzelstaatlichen
Krisenbekämpfungsprogramme
schuf. Ergänzend dazu brachte die
Europäische Kommission Sofort-
maßnahmen mit einem Gesamt-
rahmen von 540 Milliarden Euro
auf den Weg – von Sondermitteln
für den permanenten Schutz-
schirm ESM über einen Garantie-
rahmen für die Europäische Inves-
titionsbank bis zu einem Pro-
gramm (Sure) zur Unterstützung
von Kurzarbeit.

Bald darauf begann das politi-
sche Ringen um den 750 Milliar-
den Euro schweren Corona-Wie-
deraufbaufonds (Next Generation
EU). Die dafür erforderlichen Mit-
tel werden erstmals zur Gänze
durch Gemeinschaftsanleihen auf-
gebracht. Von einigen ihrer Befür-
worter wird diese dem Vertrag von
Maastricht in wesentlichen Berei-
chen widersprechende Finanzie-
rungsform als einmalige, der Krise
geschuldete Abweichung von der
bisherigen Praxis eingestuft. An-
dere sehen darin einen ersten
Durchbruch auf dem Weg zu einer
künftigen Fiskalunion.

Skepsis war berechtigt
Österreich stemmte sich gemein-
sam mit vier weiteren kleineren
Nettozahler-Ländern gegen einen
zu hohen Anteil von nicht rück-
zahlbaren Zuschüssen, deren An-
teil schließlich von ursprünglich
geplanten 500 Milliarden Euro auf
immer noch beachtliche 390
Milliarden verringert wurde.
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Es gibt da nichts
aufzurechnen, der
ÖVP-Spin „So
machen es alle“
exkulpiert
die Kanzlerpartei
nicht.

QUERGESCHRIEBEN
VON CHRISTIAN ORTNER

Kurz hat die Wahl: Privatisierung
oder Parteibuchwirtschaft
Man kann sich weniger Postenschacher wünschen oder auch mehr Staat dank
Corona. Nur nicht beides gleichzeitig, weil das nicht klappen kann.

Im Juni 2018 wurde in Wien die Funk-
tion eines „Bevollmächtigten der
Stadt Wien für Daseinsvorsorge und

Kommunalwirtschaft“ geschaffen. Zwei
wichtige Themen, deswegen wurde ver-
mutlich, anders können wir uns das nicht
vorstellen, in ganz Europa Ausschau ge-
halten, wer diese verantwortungsvolle
Funktion wohl am effizientesten ausüben
könne. Als Beste machte bekanntlich die
damals Ex-Finanzstadträtin Renate Brau-
ner (SPÖ) das Rennen. Seither wird der
Vorgang zwar spöttisch kommentiert,
aber eine Welle der Entrüstung, der Ruf
nach Rücktritt der Daseinsversorgten ist
ausgeblieben. Dergleichen gilt halt als
Teil der lokalen Folklore.

Nun ist der Job des
Chefs der Verstaatlichten-
Holding Öbag unbestritten
um ein paar Nummern grö-
ßer; vom Prinzip her aber
hat sich die mit Recht stark
kritisierte Bestellung des
Kanzlervertrauten Thomas
Schmid zum Vorstand dort
nicht viel anders abgespielt.
Nicht die beste Qualifikation
zählt da wie dort, sondern
dieMitgliedschaft in Partei und Partie.

Eine Sauerei wird freilich nicht weni-
ger Sauerei dadurch, dass auch andere
Sauereien begehen. Es gibt da nichts auf-
zurechnen, der ÖVP-Spin „So machen es
alle“ exkulpiert die Kanzlerpartei nicht.
Die Causa zeigt aber wie Hunderte an-
dere vergleichbare Fälle: Wo „der Staat“
als Eigentümer auftaucht, ist diese Form
der strukturellen Korruption immanent.
Denn „der Staat“ tritt stets in Form der
ihn gerade regierenden Parteien auf, und
deren Machterhalt ist davon abhängig,
möglichst viele Schlüsselpositionen mit
loyalem Personal zu besetzen. Auf allen
Ebenen: Ursula von der Leyen ist auch
nicht Kommissionspräsidentin gewor-
den, weil sie die für den Job geeignetste
Europäerin ist, sondern weil sie in der
richtigen Partei (CDU) zur richtigen Par-
tie gehört, nämlich derMerkels.

Man kann das den Parteien nicht
wirklich vorhalten – sich interessenge-
trieben zu verhalten, ist legitim. Und
man kann das durch kein Strafgesetz in
den Griff kriegen: Einen Eigentümer da-
ran zu hindern, über sein Eigentum zu
verfügen, das geht nicht. Die einzige Lö-

sung ist, den Staat zu entstaatlichen, in-
dem seine Macht und sein Einfluss zu-
rückgedrängt werden, nicht nur in seiner
Rolle als Eigentümer von Unternehmen,
sondern auch in anderen Bereichen des
Lebens, die er heute dominiert, und
dementsprechend zum Objekt seiner
personalpolitischen Begierde macht. In-
teressanterweise verlangen aber viele
von denen, die sich zu Recht über die ak-
tuellen Fälle von Parteibuchwirtschaft im
Dunstkreis des Kanzleramts beschweren,
gleichzeitig einen stärkeren Staat, ummit
den Folgen der Coronakrise und des Kli-
mawandels zurechtzukommen.

Bis tief hinein in konservative Milieus
dominiert derzeit die Erzäh-
lung vom Staat als Retter in
der Stunde der Not, wohin-
gegen privatem Unterneh-
mertum und freien Märkten
höchstens eine dienende
Funktion in Reihe zwei zuge-
wiesen wird. Das „Primat
der Politik“ ist seit Ausbruch
der Coronakrise unumstrit-
ten wie selten zuvor. Dass
zum Beispiel sowohl die
Stadt Wien als auch die Re-

publik Österreich seit einiger Zeit wieder
offensiv die Teilverstaatlichung privater
Unternehmen, getarnt als Überlebenshil-
fe in Pandemiezeiten, umsetzen oder
überlegen, zeigt gut, wie infiziert vom Vi-
rus des Etatismus nicht nur die Linke des
Landes ist.

E s ist legitim, wenn auch nicht ver-
nünftig, längst gescheiterte Ideen
wieder auszugraben. Man darf sich

dann allerdings auch nicht wundern,
wenn Günstlingswirtschaft im Familien-
kreis im gleichen Maße wieder um sich
greifen, in dem der Staat zum zentralen
Akteur wird. Das eine ist mit dem ande-
ren untrennbar verbunden.

Die ÖVP hat nun die Wahl: Entschei-
det sie sich weiterhin dagegen, die Betei-
ligungen der Öbag zu privatisieren, wird
sie mit dem berechtigten Vorwurf leben
müssen, dass es ihr auch in der Ära nach
Thomas Schmid nicht um liberale Wirt-
schaftspolitik, sondern altbackene
Machtpolitik und Günstlingswirtschaft
geht. ÖVP neu schaut anders aus.
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Coronavirusmutationen, gegen die
die Impfungen dann schlecht wir-
ken, ins Land – bravo, Regierung,
bravo, Austrian Airlines.
Nathalie Huber, MA, 3430 Tulln

Was soll dieses moralin-
saure Statement?
„Vom Impfeinkauf bis zu den Chat-
protokollen . . .“, Rainer Nowaks
Corona-Briefing, 6. 4.
Bis jetzt habe ich Ihre Corona-
Newsletter immer sehr geschätzt
und fand sie auch unterhaltsam,
gut geschrieben, pointiert usw.
Doch was soll das jetzt? Was ist das
für einmoralinsaures Statement
über die christliche oder unchrist-
liche Verfasstheit unseres Bundes-
kanzlers in einem – nicht für die
Öffentlichkeit gedachten – Chat-
protokoll? Und was hat dasmit
Corona zu tun? Ich bin eher auf
einer Linie mit dem von Ihnen
zitierten Leserbriefschreiber.

Ich hoffe, dass Ihr Newsletter
bald wieder in das „alte“ Format
zurückkehrt.
Arch. DI Claudia Dzino, 2340 Mödling

G’scheit undwitzig!
„Was einst Kojak schleckte . . .“,
Subtext von Thomas Kramar, 7.4.
Kompliment, Herr Kramar, zu
Ihrem heutigen Subtext – für mich
ein Nonplusultra! Wirklich g’scheit
und überaus witzig! Was kann es
Besseres geben!?
Mag. Rudolf Hackauf, 1130 Wien

Hat die Jugend vielleicht
schon aufgegeben?
„Was nervt Jugendliche?“, 7. 4.
Neben der täglichen Verbreitung
von Horrorbildern aus Intensiv-
stationen, Monologen von Epi-
demiologen, seitenweise Inzidenz-
werten und Forderungen nach
mehr Lockdown aus fast allen
Richtungen ist es doch nett, dass
der Jugend auch einmal eine Seite
in der „Presse“ spendiert wird. Um
diese rd. 2,5Mio. jungen Leute ist
es ja sehr still, obwohl v. a. deren
Lebensträume vernichtet wurden
(Gastro, Luftfahrt . . .), Wohnpreise
explodieren, Erspartes weginflatio-
niert wird, ihnen die gesamte Frei-

zeit gestohlen wurde (Fortgehen,
Sport . . .), Bildung und Kontakte
verwehrt wurden (Schule, Kurse
. . .), einMilliardenhaufen an
Schulden überlassen wird und sie
jetzt auch nochmit Maskenpflicht
beimGrillen oder Fußballspielen
in Parks schikaniert werden.

Wie lang wird die Jugend noch
stillhalten? Oder hat sie eh schon
aufgegeben und sich in die virtu-
elle Welt verabschiedet?
Max Gadermayr, (25 Jahre), 5400 Hallein

Teamwork würde eine
Tür geöffnet
„Taugt der Föderalismus für das
21. Jh.?“ von Günther Haller, 3. 4.
Ich stimme grundsätzlich zu, dass
Föderalismus in Krisenzeiten nicht
die beste Voraussetzung für
Krisenmanagement ist. Österreich
betreffend ist aber ein viel größe-
resManko, dass die Bundeskanz-
lerfunktion keine Richtlinienkom-
petenz und damit ein gewisses
Durchgriffsrecht hat. Ein inmei-
nen Augen geeigneter Gesund-
heitsminister mit Durchsetzungs-

schwäche könnte davon profitie-
ren, da ein Bundeskanzler sich
durch Rückenstärkung dessen
profilieren kann. Teamwork würde
so eine Tür geöffnet.
Karl-Heinz Wörle, 2551 Enzesfeld

Sinnvoller wäre weitere
Woche Home-Schooling
„Zurück in die Schule trotz Lock-
down“ von Julia Neuhauser, 8. 4.
Mit Betroffenheit lese ich, dass die
Schülerinnen und Schüler der Ab-
schlussklassen bereits kommenden
Montag in die Schule zurückkeh-
ren „dürfen“. Diese Idee ist inmei-
nen Augen extrem lehrerfeindlich.
Ich unterrichte Englisch an einer
BHS und habe heuer zweiMatura-
klassen – und vier andere Klassen
vom 1. bis zum 4. Jahrgang. Nicht
nur, dass der Schichtbetrieb als
Hybridunterricht geführt werden
muss, damit die Schülerinnen und
Schüler nicht nur die Hälfte des
Stoffs lernen, jetzt wird auch noch
erwartet, dass ichmeine anderen
Klassen von der Schule aus imDi-
stance Learning betreue und „zwi-

schendurch“ vier Stundenmeine
Maturaklassen unterrichte – und
das im Schichtbetrieb, d. h. dass
ichmit zwei bis drei präsenten
Schülern Unterricht im Klassen-
zimmer abhalten soll, während die
anderen imHybrid-Modell eben-
falls teilnehmen.

Für mich wäre eine weitere
Woche Home-Schooling viel sinn-
voller, dabei erreiche ich alle
meine Schüler.
Mag. Susanne Alawneh,
3443 Sieghartskirchen

Ein Blick auf die nachfolgende
Ausgestaltung des Programms
zeigt, dass die Skepsis der „Sparsa-
men Vier“ durchaus berechtigt
war. Denn die Zuteilung der vorge-
sehenen Hilfsmittel richtet sich
weniger nach der direkten Corona-
Schadensbilanz betroffener Staa-
ten als nach herkömmlichen Auf-
teilungsschlüsseln gemäß deren
wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit.
Überzeugende transeuropäische
Vorhaben im Bereich der Digitali-
sierung, der Verkehrsinfrastruktur
oder von nachhaltigen Energiepro-
jekten fehlen hingegen schmerz-
haft.

Schon bis Ende April dieses
Jahres müssen von den Mitglied-
staaten Projekte eingereicht wer-
den, die den vage gefassten Leit-
zielen entsprechen. Sehr viele da-
von wären ohnehin aus nationalen
Budgets finanziert worden – unter
Zeitdruck erhalten sie nun eine
Europa-Plakette. Die Mittel aus
dem Hilfsfonds müssen bis 2023
zur Gänze ausgegeben sein. Offen
bleibt, wie unter diesen Umstän-
den eine ausreichende Mittelver-
wendungskontrolle umsetzbar
sein soll. Die österreichischen Ein-
reichpläne für Projekte, mit denen
diese Zuschüsse abgerufen werden
können, befinden sich noch im
Stadium der Vorbereitung.

Antworten erst bis 2024
Auf die zentrale Frage, aus wel-
chen neu zu schaffenden gesamt-
europäischen Steuerquellen die
spätere Rückzahlung der Gemein-
schaftsschulden erfolgen soll, will
man Antworten erst bis 2024 fin-
den. Bliebe diese Suche ergebnis-
los, wären dieMitgliedstaaten den-
noch verpflichtet, für die Bedie-
nung der Gemeinschaftsschulden
aufzukommen. Dies müsste vor al-
lem in den vom Hilfspaket nur
schwach bedachten Nettozahler-
staaten zu beachtlichem politi-
schen Erklärungsbedarf führen.
Die voraussichtliche Nettobelas-
tung für Österreich aus dem Wie-
deraufbaufonds wird immerhin
bei rund 5,9 Milliarden Euro lie-
gen – eine Saldogröße aus Rück-
zahlungsverpflichtungen von 9,6
und zu erwartenden Zuschüssen
von 3,7Milliarden Euro.

Voraussetzung für die Umset-
zung des Wiederaufbaufonds ist
dessen Ratifizierung durch die Par-

lamente aller 27 Mitgliedstaaten.
In 16 davon ist das bereits erledigt
– der österreichische Beschluss
steht noch bevor. Die Diskussion
dazu könnte schwieriger werden
als ursprünglich geplant, da der
Ratifizierungsprozess bei unseren
deutschen Nachbarn zuletzt durch
eine Verfassungsbeschwerde über-
raschend ins Stocken gekommen
ist.

Es rächt sich nun, dass das Co-
ronapaket mit heißer Nadel ge-
strickt wurde und sich nach der
Grundsatzeinigung niemand mehr
Zeit für lästige Details nehmen
wollte. Dabei wäre gerade aus Sor-
ge um Europa Sorgfalt angebracht
gewesen. Nun, da es kein Zurück
mehr gibt, ist zu hoffen, dass die
deutsche Verfassungshürde den-
noch genommen wird und Brüssel
in der Folge seine Anstrengungen
für eine seriöse Umsetzung von
Next Generation EU deutlich er-
höht.

Europas Finanz- und Fiskal-
verfassung bedarf jedenfalls in ih-
rer Gesamtheit einer gründlichen
Überarbeitung. Einerseits ist die
Orientierung an vor drei Jahrzehn-
ten in Maastricht unter ganz ande-
ren gesamtwirtschaftlichen Um-
ständen fixierten Defizit- und
Schuldengrößen nach dem Co-
rona-Schuldenschock nicht mehr
haltbar. Andererseits muss eine
neue Balance zu der durch Nied-
rigzinsen und Anleihekäufe um
den dauerhaften Zusammenhalt
der Gemeinschaftswährung be-
mühten Europäischen Zentral-
bank gefunden werden.

Im Rahmen einer neuen Auf-
gabenteilung zwischen nationaler
und europäischer Ebene wären
dann auch zentrale Budgets für ge-
samteuropäische Projekte denkbar.
Dieser Schritt in Richtung Fiskal-
union müsste jedoch mit der Ein-
führung gesamteuropäischer Steu-
erquellen einhergehen. Antworten
auf die Frage, wie sich die unab-
dingbare budgetpolitische Eigen-
verantwortung der Mitgliedstaaten
mit verstärkten gemeinschaftlich fi-
nanzierten Vorhaben verbinden
lässt, sind nicht einfach zu finden.
Die engagierte Suche danach ist
aber jedenfalls zielführender, als ir-
reversible Weichenstellungen in
Richtung einer Fiskalunion einfach
„passieren“ zu lassen.

Die Wirkungen und uner-
wünschten Nebenwirkungen von
aus der Not geborenen Krisenin-
strumenten der EZB, der Union
und ihrer Mitgliedstaaten gehören
auf den Prüfstand und müssen
ehrlicher als bisher offengelegt
werden. Nur so lässt sich die ein-
setzende Erosion des Vertrauens
in die europäische Finanzverfas-
sung wiederherstellen.
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